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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Alexandra Krebitz als Einzelrichterin Uber die
Beschwerden der 1. YXXXX MXXXX, geb. XXXX, StA.: Afghanistan und der 2. YXXXX YXXXX, geb. XXXX, StA. Afghanistan,
beide vertreten durch Diakonie Fllichtlingsdienst - ARGE Rechtsberatung, gegen die Bescheide des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Oberdsterreich, vom 13.10.2017, 1. ZI. XXXX und 2. XXXX, nach
Durchfuihrung einer miuindlichen Verhandlung am 14.06.2018 zu Recht erkannt:

A) Der Beschwerde wird stattgegeben und YXXXX MXXXX gemal3 § 3 Abs. 1
AsylG der Status der Asylberechtigten zuerkannt.

GemaR § 3 Abs. 5 AsylG 2005 wird festgestellt, dass YXXXX MXXXX damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft
zukommt.

2. Der Beschwerde wird stattgegeben und YXXXX YXXXX gemaR & 3 Abs. 1 AsylG iVm § 34 Abs. 2 und 4 AsylG 2005 der
Status des Asylberechtigten zuerkannt.

GemaR § 3 Abs. 5 AsylG 2005 wird festgestellt, dass YXXXX YXXXX damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft
zukommt.

B) Die Revision ist gemalR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
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I. Verfahrensgang:

1. Die BF1 und HXXXX YXXXX, welche die Eltern der in Osterreich geborenen minderjéhrigen BF2 sind, stellten am
29.05.2015 fiir sich Antrage auf internationalen Schutz in Osterreich. Alle Beschwerdefiihrer sind Staatsangehérige

Afghanistans.

2. Am 30.05.2015 fand vor einem Organwalter des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes eine niederschriftlich Erstbefragung
statt, bei der die BF1 befragt zum Fluchtgrund und zu einer allfalligen Rickkehrgefahrdung im Wesentlichen Folgendes

angab:

Sie sei gemeinsam mit ihrem Ehemann aus dem Iran gefllchtet, weil ihre Eltern mit ihrer Heirat nicht einverstanden

gewesen seien. Den Iran hatten sie verlassen, weil sie dort illegal aufhaltig gewesen seien.
3. Am XXXX wurde die BF2 als Kind der BF1 und des HXXXX YXXXX geboren.

4. Am 22.08.2017 fand vor dem BFA eine niederschriftliche Einvernahme statt und gab die BF1 im Wesentlichen an,
dass sie afghanische Staatsburgerin, Hazara und schiitischen Glaubensbekenntnisses sei.

Zum Fluchtgrund betreffend Afghanistan befragt gab sie an, dass ihre Eltern Afghanistan als Kinder verlassen hatten,
den genauen Grund wisse sie nicht. Ein Bruder ihrer Mutter sei in Afghanistan verschwunden und auch ihr Vater hatte
Afghanistan im Krieg verlassen. Zum Fluchtgrund aus dem Iran befragt gab sie an, dass ihre Familie nach der
Erkrankung ihres Vaters die Aufenthaltskarten nicht mehr verlangert bekommen hatte und die Krankenhauskosten
nicht mehr leistbar gewesen waren. Bei Rickkehr nach Afghanistan beflrchte sie, dass es ihr ergehen werden, wie den
Frauen dort. Geheiratet hatte sie in der Turkei, ohne Zeugen. Ein ihr unbekannter Mann hétte ihnen gezeigt, wie sie

Uber das Internet die Suren alleine lesen kénnten. Es habe keine afghanische traditionelle Hochzeit gegeben.

4. Am selben Tag fand vor dem BFA die niederschriftliche Einvernahme des HXXXX YXXXX statt, in der dieser im

Wesentlichen dieselben Fluchtgriinde fur sich und die BF1 angab.

5. Mit den angefochtenen Bescheiden vom 13.10.2017 wies das Bundesamt die Antrége der Beschwerdeflihrer auf
internationalen Schutz beziglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) als auch bezlglich
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan
(Spruchpunkt 1) ab und erteilte den Beschwerdeflihrern keinen Aufenthaltstitel aus berucksichtigungswirdigen
Grunden. Gegen die Beschwerdefuhrer wurde eine Rlckkehrentscheidung erlassen und festgestellt, dass ihre
Abschiebung nach Afghanistan zuldssig sei (Spruchpunkt Ill.). Die Frist fur die freiwillige Ausreise wurde mit 2 Wochen

ab Rechtskraft der Entscheidung festgesetzt (Spruchpunkt IV.).

In der Bescheidbegrindung traf die belangte Behorde Feststellungen zur Person der BF und zur Lage in ihrem
Herkunftsstaat. Die BF hatten keine Verfolgung im Sinne des AsylG glaubhaft gemacht und es bestiinden keine
stichhaltigen Grinde gegen eine Abschiebung der BF nach Afghanistan. Im Falle der Rickkehr drohe ihnen keine
Gefahr, die eine Erteilung des subsididren Schutzes rechtfertigen wirde.

Zum Asylverfahren der Familienangehdrigen wurde ausgefihrt, dass weder der BF2 noch dem Lebensgefahrten der
BF1 der Status des Asylberechtigten oder subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt worden sei.

Die BF erfillten nicht die Voraussetzungen fiur die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal’8 57 AsylG, der Erlassung
einer Ruckkehrentscheidung stehe ihr Recht auf Achtung des Privat- oder Familienlebens angesichts der kurzen
Aufenthaltsdauer und des Fehlens von familidgren oder privaten Bindungen im Inland nicht entgegen. Angesichts der
abweisenden Entscheidung Uber den Antrag auf internationalen Schutz ergebe sich die Zulassigkeit einer Abschiebung
der BF nach Afghanistan. Die Frist fur die freiwillige Ausreise von 14 Tagen ergebe sich aus 8 55 FPG, da besondere
Umstande, die die BF bei der Regelung ihrer persénlichen Verhaltnisse zu bertcksichtigen hatten, nicht gegeben seien.

Beweiswurdigend fuhrte das BFA (zusammengefasst) aus, dass die BF bezlglich ihrer behaupteten Herkunftsregion,
Volks- und Staatsangehérigkeit aufgrund ihrer Sprach- und Lokalkenntnisse glaubwirdig waren. Die Feststellungen zur
Situation in Afghanistan waren glaubhaft, weil sie verldsslichen, seridsen, aktuellen und unbedenklichen Quellen
entstammten, deren Inhalt schlissig und widerspruchsfrei sei.

Die Fluchtvorbringen der BF bezdgen sich zum einen auf den Iran - und nicht auf den Herkunftsstaat der BF
Afghanistan - und seien somit nicht asylrelevant. Das Vorbringen der BF sei zudem zum Teil nicht glaubhaft gemacht

worden.
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Subsidiarer Schutz wurde ihnen nicht zuerkannt, da im Falle einer Rickkehr der BF in ihren Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 oder 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder 13 zur GFK oder eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt oder im Rahmen eines internationalen
oder innerstaatlichen Konfliktes nicht gegeben sei.

6. Mit Verfahrensanordnungen gemal3 § 63 Abs. 2 AVGvom 13.10.2017 wurde der BF1 und BF2 gemal38 52 Abs. 1 BFA-
VG die Arge Rechtsberatung - Diakonie und Volkshilfe als Rechtsberater zur Seite gestellt.

7. Die BF1 und BF2 sowie HXXXX YXXXX erhoben gegen den Bescheid fristgerecht Beschwerden und brachten im
Wesentlichen vor, dass die BF1 der sozialen Gruppe der der Frauen angehdre, die in Afghanistan keine Rechte haben.
Das Bundesamt sei der amtswegigen Ermittlungspflicht hinsichtlich der westlichen Orientierung der BF1 nicht
nachgekommen. Weiter wurde vorgebracht, dass die Zugehorigkeit zur sozialen Gruppe der Hazara die
Flichtlingseigenschaft begriinden wiirde und eine Rickkehr eine Verletzung ihrer recht nach Art. 3 EMRK bedeuten

wdirde.

8. Das Bundesverwaltungsgericht fihrte am 14.06.2018 in Anwesenheit eines Dolmetschers fur die Sprache Farsi eine
offentliche mdndliche Verhandlung durch, in welcher die BF1 und HXXXX YXXXX u.a. ausfuhrlich zu ihren
Fluchtgriinden und ihrer Integration in Osterreich befragt wurden. Ein Vertreter des Bundesamtes nahm an der

Verhandlung nicht teil. Die Verhandlungsschrift wurde dem Bundesamt Gbermittelt.

9. Mit Schreiben vom 28.06.2018 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine schriftliche Stellungnahme der BF1 und
BF2 ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
1.1. Zu den Personen und den Fluchtgriinden der Beschwerdeflhrer:

Die BF1 fuhrt den Namen YXXXX MXXXX und ist am XXXX geboren, die mj. BF2 fuhrt den Namen YXXXX YXXXX und ist
am XXXX geboren. Vater der minderjahrigen BF" ist XXXX XXXX.

Die BF1 und BF2 sind Staatsangehorige Afghanistans, sie gehéren der Volksgruppe der Hazara an und sind der

schiitischen Religionsgemeinschaft zugehdrig.

Die BF1 und XXXX XXXX sind nicht nach traditionellem Ritus gtiltig verheiratet. Die BF1 und die BF2 und XXXX leben in

Osterreich im gemeinsamen Haushalt.
Die BF sind in Osterreich strafrechtlich unbescholten.

Es ist nicht ersichtlich, dass der BF1 und BF2 die Fortsetzung des bestehenden Familienlebens in einem anderen Staat

moglich ware.
1.1.1. Zur BF1:

Die BF1 ist afghanische Staatsangehdrige, am XXXX im Iran geboren. Sie ist illegal mit XXXX XXXX in Osterreich
eingereist.

Die Kernfamilie besteht neben der BF1 aus der in Osterreich geborenen BF2 und XXXX XXXX als Vater des
minderjahrigen Kindes. Ein weiteres Kind wurde in Osterreich geboren. Ein diesbeziigliches Beschwerdeverfahren ist
bei der zustandigen Gerichtsabteilung nicht anhangig.

Die BF1 besuchte im Iran zehn Jahre eine iranische Schule, hat aber keine Berufsausbildung. Sie hat 5 Jahre
Berufserfahrung als Schneiderin.

In Osterreich lernt die BF1 Deutsch und plant eine Berufsausbildung zu machen. Sie ist ehrenamtlich in der Kirche
tatig.

Bei der BF1 handelt es sich um eine auf Eigenstandigkeit bedachte junge Frau, die in ihrer persénlichen Wertehaltung
und in ihrer Lebensweise an dem in Europa mehrheitlich gelebten, allgemein als westlich bezeichneten Frauen- und
Gesellschaftsbild orientiert ist. Die BF1 lebt nicht mehr nach der konservativ-afghanischen Tradition. Sie tragt zwar
weiterhin Tschador, will aber frei leben, eine Ausbildung in Osterreich machen und einem Beruf nachgehen. Die BF1

lehnt die Umstande und Lebensverhaltnisse fur Frauen in Afghanistan ab und kann sich nicht vorstellen, (neuerlich)
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nach der konservativ-afghanischen Tradition zu leben. Die BF1 wirde im Fall einer Riuckkehr nach Afghanistan von
dem dortigen konservativen Umfeld als am westlichen Frauen- und Gesellschaftsbild orientierte Frau angesehen

werden.

1.1.2 Zur BF2

Die BF2 leitet ihre Fluchtgriinde von der BF1 ab. Eigene Fluchtgriinde konnten nicht festgestellt werden.
1.2. Zur malgeblichen Situation in Afghanistan:

Im Folgenden werden die wesentlichen Feststellungen aus dem vom Bundes-verwaltungsgericht herangezogenen
Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 02.03.2017, letzte Kurzinformation eingefigt am 30.01.2018
wiedergegeben:

[..]
Schiiten

Die Bevdlkerung schiitischer Muslime wird auf 10-19% geschatzt (AA 9.2016; vgl. auch: CIA 21.10.2016). Zu der
schiitischen Bevolkerung zdhlen die Ismailiten und die ethnischen Hazara (USDOS 10.8.2016). Die meisten Hazara
Schiiten gehdren der Jafari-Sekte (Zwolfer-Sekte) an. Im letzten Jahrhundert ist allerdings eine Vielzahl von Hazara zur
Ismaili-Sekte Ubergetreten. Es gibt einige Hazara-Gruppen, die zum sunnitischen Islam konvertierten. In Uruzgan und
vereinzelt in Nordafghanistan sind einige schiitische Belutschen (BFA Staatendokumentation 7.2016).

Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und Schiiten sind in Afghanistan selten. Sowohl im Rat der
Religionsgelehrten (Ulema), als auch im Hohen Friedensrat sind Schiiten vertreten; beide Gremien betonen, dass die
Glaubensausrichtung keinen Einfluss auf ihre Zusammenarbeit habe (AA 9.2016). Afghanische Schiiten und Hazara
sind dazu geneigt weniger religids und gesellschaftlich offener zu sein, als ihre religiosen Brider im Iran (CRS
8.11.2016).

Die Situation der afghanisch schiitisch-muslimischen Gemeinde hat sich seit dem Ende des Taliban-Regimes wesentlich
gebessert (USCIRF 30.4.2015). Beobachtern zufolge ist die Diskriminierung gegen die schiitische Minderheit durch die
sunnitische Mehrheit zurlickgegangen; dennoch gab es Berichte zu lokalen Vorfallen (USDOS 10.8.2016).

Ethnische Hazara sind gesellschaftlicher Diskriminierungen ausgesetzt (USDOS 13.4.2016). Informationen eines
Vertreters einer internationalen Organisation mit Sitz in Kabul zufolge, sind Hazara, entgegen ihrer eigenen
Wahrnehmung, keiner gezielten Diskriminierung aufgrund ihrer Religionszugehorigkeit ausgesetzt (Vertrauliche Quelle
29.9.2015).

Afghanischen Schiiten ist es moglich ihre Feste 6ffentlich zu feiern - manche Paschtunen sind Uber die 6ffentlichen
Feierlichkeiten verbittert, was gelegentlich in Auseinandersetzungen resultiert (CRS 8.11.2016). Im November 2016, hat
ein Kampfer der IS-Terrormiliz, wahrend einer religiosen Zeremonie in der Bakir-al-Olum-Moschee - einer schiitischen
Moschee in Kabul - am schiitischen Feiertag Arbain, einen Sprengstoffanschlag vertbt (Tolonews 22.11.2016; vgl. auch:
FAZ 21.11.2016). Bei diesem Selbstmordanschlag sind mindestens 32 Menschen getdtet und 80 weitere verletzt
worden (Khaama Press 22.11.2016). In Kabul sind die meisten Moscheen trotz Anschlagsgefahr nicht besonders
geschiitzt (FAZ 21.11.2016). Am 23. Juli 2016 wurde beim schwersten Selbstmordanschlag in der afghanischen
Geschichte die zweite GroRBdemonstration der Enlightenment-Bewegung durch den ISKP angegriffen. Es dabei starben
Uber 85 Menschen, rund 240 wurden verletzt. Dieser Schlag richtete sich fast ausschlieBlich gegen Schiiten (AA 9.2016).

Einige Schiiten bekleiden héhere Amter (CRS 8.11.2016); sowie andere Regierungsposten. Schiiten verlautbarten, dass
die Verteilung von Posten in der Regierung die Demographie des Landes nicht adaquat bertcksichtigte. Das Gesetz
schrankt sie bei der Beteiligung am 6ffentlichen Leben nicht ein - dennoch verlautbarten Schiiten - dass die Regierung
die Sicherheit in den Gebieten, in denen die Schiiten die Mehrheit stellten, vernachlassigte. Hazara leben hauptsachlich
in den zentralen und westlichen Provinzen, wahrend die Ismailiten hauptsachlich in Kabul, den zentralen und
nordlichen Provinzen leben (USDOS 10.8.2016).

Unter den Parlamentsabgeordneten befinden sich vier Ismailiten. Manche Mitglieder der ismailitischen Gemeinde
beschweren sich tGber Ausgrenzung von Position von politischen Autoritaten (USDOS 10.8.2015).

Ethnische Minderheiten



In Afghanistan leben laut Schatzungen vom Juli 2016 mehr als 33.3 Millionen Menschen (CIA 12.11.2016). Zuverlassige
statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren nicht
(Staatendokumentation des BFA 7.2016).

Schatzungen zufolge, sind: 40% Pashtunen, rund 30% Tadschiken, ca. 10% Hazara, 9% Usbeken. Auch existieren noch
andere ethnische Minderheiten, wie z.B. die Aimaken, die ein Zusammenschluss aus vier semi-nomadischen Stammen
mongolisch, iranischer Abstammung sind, sowie die Belutschen, die zusammen etwa 4 % der Bevolkerung ausmachen
(GIZ 1.2017).

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: "Die Nation Afghanistans besteht aus den Vélkerschaften der
Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimag, Araber, Kirgisen,
Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Vélkerschaften. Das Wort ,Afghane' wird fir jeden Staatsbirger der Nation

Afghanistans verwendet."

(Staatendokumentation des BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schitzt samtliche ethnische Minderheiten. Neben
den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung (Art. 16) sechs weiteren Sprachen ein
offizieller Status in jenen Gebieten eingerdaumt, wo die Mehrheit der Bevdlkerung (auch) eine dieser Sprachen spricht.
Diese weiteren in der Verfassung genannten Sprachen sind Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani
und Pamiri (AA 9.2016; vgl. auch: Max Planck Institut 27.1.2004). Es gibt keine Hinweise, dass bestimmte soziale
Gruppen ausgeschlossen werden. Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben.
Nichtsdestotrotz, beschweren sich unterschiedliche ethnische Gruppen, keinen Zugang zu staatlicher Anstellung in
Provinzen haben, in denen sie eine Minderheit darstellen (USDOS 13.4.2016).

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung verankert. Falle von Sippenhaft oder sozialer
Diskriminierung sind jedoch nicht auszuschlieBen und kommen vor allem in Dorfgemeinschaften auf dem Land haufig
vor (AA 9.2016). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten weiterhin in Konflikten und
Tétungen (USDOS 13.4.2016).

Hazara

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 10% der Bevdlkerung aus. (CRS 12.1.2015). Die Hazara besiedelten
traditionell das Bergland in Zentralafghanistan, das sich zwischen Kabul im Osten und Herat im Westen erstreckt und
unter der Bezeichnung Hazaradschat (azarajat) bekannt ist. Das Kernland dieser Region umfasst die Provinzen
Bamyan, Ghazni, Daikundi und den Westen der Provinz Wardak. Es kénnen auch einzelne Teile der Provinzen Ghor,
Uruzgan, Parwan, Samangan, Baghlan, Balkh, Badghis, und Sar-e Pul dazugerechnet werden. Wichtige Merkmale der
ethnischen ldentitat der Hazara sind die schiitische Konfession (mehrheitlich Zwdlfer-Schiiten) und ihre ethnisch-
asiatisches Erscheinungsbild, woraus gern Schlussfolgerungen Uber eine turko-mongolische Abstammung der Hazara
gezogen werden. Eine Minderheit der Hazara, die vor allem im norddstlichen Teil des Hazaradschat leben, sind
Ismailiten. Nicht weniger wichtig als Religion und Abstammung ist fir das ethnische Selbstverstandnis der Hazara eine
lange Geschichte von Unterdruckung, Vertreibung und Marginalisierung. Jahrzehntelange Kriege und schwere
Lebensbedingungen haben viele Hazara aus ihrer Heimatregion in die afghanischen Stadte, insbesondere nach Kabul,
getrieben (Staatendokumentation des BFA 7.2016).

Ihre Gesellschaft ist traditionell strukturiert und basiert auf der Familie bzw. dem Klan. Die sozialen Strukturen der
Hazara werden manchmal als Stammesstrukturen bezeichnet; dennoch bestehen in Wirklichkeit keine sozialen und
politischen Stammesstrukturen. Das traditionelle soziale Netz der Hazara besteht gréRtenteils aus der Familie, obwohl
gelegentlich auch politische Fihrer einbezogen werden kénnen (Staatendokumentation des BFA 7.2016).

Fur die wahrend der Taliban-Herrschaft besonders verfolgten Hazara hat sich die Lage grundséatzlich verbessert (AA
9.2016); sie haben sich 6konomisch und politisch durch Bildung verbessert (CRS 12.1.2015). In der 6ffentlichen
Verwaltung sind sie jedoch nach wie vor unterreprasentiert. Unklar ist, ob dies Folge der frGheren Marginalisierung
oder eine gezielte Benachteiligung neueren Datums ist (AA 9.2016). In der Vergangenheit wurden die Hazara von den
Pashtunen verachtet, da diese dazu tendierten, die Hazara als Hausangestellte oder fiir andere niedere Arbeiten
einzustellen. Berichten zufolge schlielen viele Hazara, auch Frauen, Studien ab oder schlagen den Weg in eine
Ausbildung in Informationstechnologie, Medizin oder anderen Bereichen ein, die in den unterschiedlichen Sektoren
der afghanischen Wirtschaft besonders gut bezahlt werden (CRS 12.1.2015).



Gesellschaftliche Spannungen bestehen fort und leben lokal in unterschiedlicher Intensitat gelegentlich wieder auf (AA
9.2016; vgl. auch: USDOS 13.4.2016). Im Jahr 2015 kam es zu mehreren Entfihrungen von Angehdrigen der Hazara (AA
9.2016; vgl. auch: UDOS 13.4.2016; NYT 21.11.2015; World Hazara Council 10.11.2016; RFE/RL 25.2.2016). Im Jahr 2016
registrierte die UNAMA einen Rickgang von Entfihrungen von Hazara. Im Jahr 2016 dokumentierte die UNAMA 15
Vorfalle in denen 82 Hazara entfihrt wurden. Im Jahr 2015 wurden 25 Vorfalle von 224 entfiihrten Hazara
dokumentiert. Die Entfihrungen fanden in den Provinzen Uruzgan, Sar-e Pul, Daikundi, Maidan Wardak und Ghor statt
(UNAMA 6.2.2017). Im Juli 2016 sprengten sich mehrere Selbstmordattentater bei einem grof3en Protest der Hazara in
die Luft, dabei wurden mindestens 80 getttet und 250 verletzt; mit dem IS verbundene Gruppen bekannten sich zu
dem Attentat (HRW 12.1.2017).

Die Hazara sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 10% in der Afghan National Army und der Afghan National Police

reprasentiert (Brookings 31.10.2016).

Ausfuhrliche Informationen zu den Hazara, kdnnen dem Dossier der Staatendokumentation (7.2016) entnommen

werden.
Frauen

Jahrzehntelanger Kampf gegen patriarchale und frauenfeindliche Normen, fihrte zu einer Sensibilisierung in Bezug auf
Frauen und ihrer Rechte. Allmahlich entwickelt sich die Rolle von Frauen in politischen und wirtschaftlichen Bereichen
(AF 7.12.2016). Die Situation der Frauen hat sich seit dem Ende der Taliban-Herrschaft erheblich verbessert; die
vollumfangliche Realisierung ihrer Rechte innerhalb der konservativ-islamischen afghanischen Gesellschaft bleibt
schwierig. Die konkrete Situation von Frauen kann sich allerdings je nach regionalem und sozialem Hintergrund stark
unterscheiden (AA 9.2016).

Artikel 22 der afghanischen Verfassung besagt, dass jegliche Form von Benachteiligung oder Bevorzugung unter den
Burgern Afghanistans verboten ist. Die Burger Afghanistans, sowohl Frauen als auch Manner, haben vor dem Gesetz
gleiche Rechte und Pflichten (Max Planck Institut 27.1.2004). Ein Meilenstein in dieser Hinsicht war die Errichtung des
afghanischen Ministeriums fur Frauenangelegenheiten (MoWA) im Jahr 2001 (BFA Staatendokumentation 3.2014).

Bildung

Afghanistan ist eine Erfolgsgeschichte in der Verbesserung des Zugangs zu Bildung - auch fir Madchen (Education for
Development 7.7.2015). Das Recht auf Bildung wurde den Frauen nach dem Fall der Taliban im Jahr 2001 eingeraumt
(BFA Staatendokumentation 3.2014).

Artikel 43 der afghanischen Verfassung besagt, dass alle afghanischen Staatsbirger das Recht auf Bildung haben. Laut
Artikel 4 des afghanischen Bildungsgesetzes ist mittlere (elementare) Bildung in Afghanistan verpflichtend. Artikel 43
der afghanischen Verfassung besagt, dass alle afghanischen Staatsburger das Recht auf Bildung haben (SIGAR 4.2016;
vgl. auch: Max Planck Institut 27.1.2004).

Seit dem Jahr 2000 hat sich die durchschnittliche Zahl der Kinder, die eine Schule besuchen von 2,5 Jahren auf 9,3 Jahre
erhoht (AF 2015). Das afghanische Bildungsministerium errichtete gemeinsam mit USAID und anderen Gebern, mehr
als 16.000 Schulen; rekrutierte und bildete mehr als 154.000 Lehrerinnen und Lehrer aus, und erhohte die Zahl der
Schuleinschreibungen um mehr als 60%. Das Bildungsministerium gibt die Zahl der Schiler/innen mit ca. 9 Millionen
an, davon sind etwa 40% Madchen. Frauen und Madchen gehen 6fter zu Schule wenn sie keine langen Distanzen
zurlicklegen mussen. USAID hat 84.000 afghanische Madchen dabei unterstutzt Schulen innerhalb ihrer Gemeinden
besuchen zu kénnen, damit sich nicht durch teilweise gefahrliche Gegenden pendeln mussen (USAID 19.12.2016).

Laut dem afghanischen Statistikblro, gab es landesweit 15.645 Schulen, 9.184.494 Schuler/innen, davon waren
362.906 weiblich. Diese Zahlen beinhalten alle Schultypen, dazu zahlen Volks- und Mittelschulen, Abendschulen,
Berufsschulen, Lehrerausbildungszentren, etc. Die Zahl der Schilerinnen hat sich im Zeitraum 2015-2016 zum
Vergleichszeitraum 2014 - 2015 um 2,2% erhdht. Die Gesamtzahl der Lehrer/innen betrug 199.509, davon waren

63.911 Frauen (CSO 2016).
Frauenuniversitat in Kabul

Seit dem Jahr 2008 hat sich die Studierendenzahl in Afghanistan um 50% erhoéht. Im Mai 2016 erdffnete in Kabul die
erste Privatuniversitat fur Frauen im Moraa Educational Complex, mit dazugehdérendem Kindergarten und Schule fur



Kinder der Studentinnen. Die Universitat bietet unter anderem Lehrveranstaltungen fur Medizin, Geburtshilfe etc. an.
(The Economist 13.8.2016; vgl. auch:

MORAA 31.5.2016).

Im Herbst 2015 erdffnete an der Universitat Kabul der Masterlehrgang fur "Frauen- und Genderstudies" (Khaama Press
18.10.2015; vgl. auch:

University Herold 18.10.2015); im ersten Lehrgang waren 28 Student/innen eingeschrieben, wovon 10 Manner waren
(University Herold 18.10.2015).

Berufstatigkeit

Fur viele Frauen ist es noch immer sehr schwierig, auBerhalb des Bildungs- und Gesundheitssektors Berufe zu
ergreifen. Einflussreiche Positionen werden abhdangig von Beziehungen und Vermdgen vergeben (AA 9.2016). Oft
scheitern Frauen schon an den schwierigen Transportmdglichkeiten und eingeschrankter Bewegungsfreiheit ohne
mannliche Begleitung (AA 9.2016; vgl. auch: USDOS 13.4.2016).

Bemerkenswert ist die Steigerung jener Afghan/innen, die der Meinung sind, Frauen sollen sich bilden und aul3erhalb
des Heimes arbeiten durfen. Bei einer Befragung gaben 81% der Befragten an, Manner und Frauen sollten gleiche
Bildungschancen haben (The Diplomat 9.12.2016; vgl. auch: AF 7.12.2016).

Die Erwerbstatigkeit von Frauen hat sich seit dem Jahr 2001 stetig verbessert und betrug im Jahr 2016 19%. Rund 64%
der Afghan/innen beflurworteten Frauen aullerhalb ihres Heimes arbeiten zu dlrfen. Frauen sind dennoch einer
Vielzahl von Hindernissen ausgesetzt; dazu zahlen: Einschrankungen, Beldstigung, Diskriminierung und Gewalt, aber
auch praktische Hurden, wie z.B. fehlende Arbeitserfahrung, Fachkenntnisse und (Aus)Bildung (UN Women 2016). Die
Alphabetisierungsrate bei Frauen in Afghanistan liegt durchschnittlich bei 17%, in manchen Provinzen sogar unter 2%
(UN Women 2016; vgl. auch: UNESCO Institute for statistics 0.D.). In der Altersklasse der 15 - 24 jahrigen betrug die
Alphabetisierungsrate im Jahr 2015 bei Frauen 46,11%, bei den Uber 65-jahrigen 4,33% (UNESCO Institute for statistics
o.D.).

Viele Frauen haben sich in bedeutenden Positionen in den verschiedenen Bereichen von nationaler Wichtigkeit
entwickelt, dazu zdhlen Politik, Wirtschaft und die Zivilgesellschaft. Der Raum fir weibliche Flhrungskrafte bleibt
eingeschrankt, von Gebern abhangig und ist hauptsachlich in den Stadten vertreten. Frauen sind im Privatsektor
unterreprasentiert und haben keine aktive Rolle in der Wirtschaftsproduktion. Unsicherheit, Beldstigung, Immobilitat,
religioser Extremismus und Korruption sind verbreitet. Begriffe wie zum Beispiel Geschlechtergleichstellung werden
weiterhin missverstanden. Frauen in FUhrungspositionen werden als symbolisch betrachtet, werden politisch
mangelhaft unterstitzt, haben schwach ausgebildete Entscheidungs- und Durchsetzungskompetenzen und
mangelnden Zugang zu personellen und finanziellen Mitteln (USIP 9.2015). Frauen sind im Arbeitsleben mit gewissen
Schwierigkeiten konfrontiert, etwa Verwandte, die verlangen sie sollen zu Hause bleiben; oder Einstellungsverfahren,
die Manner bevorzugten. Jene die arbeiteten, berichteten von sexueller Beldstigung, fehlenden Transport- und
Kinderbetreuungsmaglichkeiten; Benachteiligungen bei Lohnauszahlungen existieren im Privatsektor. Journalistinnen,
Sozialarbeiterinnen und Polizistinnen berichteten von, Drohungen und Misshandlungen (USDOS 13.4.2016).

Frauen machen 30% der Medienmitarbeiter/innen aus. Teilweise leiten Frauen landesweit Radiostationen - manche
Radiostationen setzten sich ausschliefllich mit Frauenangelegenheiten auseinander. Nichtsdestotrotz, finden
Reporterinnen es schwierig ihren Job auszulben. Unsicherheit, fehlende Ausbildung und unsichere
Arbeitsbedingungen schranken die Teilhabe von Frauen in den Medien weiterhin ein (USDOS 13.4.2016).

Frauen im 6ffentlichen Dienst

Die politische Partizipation von Frauen ist rechtlich verankert und hat sich deutlich verbessert. So sieht die afghanische
Verfassung Frauenquoten fur das Zweikammerparlament vor: Ein Drittel der 102 Sitze im Oberhaus (Meshrano Jirga)
werden durch den Prasidenten vergeben; die Halfte davon ist gemaR Verfassung fur Frauen bestimmt (AA 9.2016; vgl.
auch: USDOS 13.4.2016). Zurzeit sind 18 Senatorinnen in der Meshrano Jirga vertreten. Im Unterhaus (Wolesi Jirga) sind
64 der 249 Sitze fir Parlamentarierinnen reserviert; derzeit sind 67 Frauen Mitglied des Unterhauses. Die von
Prasident Ghani bewirkten Wahlreformen sehen zudem Frauenquoten von 25% der Sitze flir Provinz- und
Distriktratswahlen vor; zudem sind mindestens zwei von sieben Sitzen in der einflussreichen Wahlkommission
(Independent Election Commission) fir Frauen vorgesehen. Die afghanische Regierung hat derzeit vier Ministerinnen



(von insgesamt 25 Ministern) (AA 9.2016). Drei Afghaninnen sind zu Botschafterinnen ernannt worden (UN Women
2016). Frauen in hochrangigen Regierungspositionen waren weiterhin Opfer von Drohungen und Gewalt (USDOS
13.4.2016).

Das Netzwerk von Frauenrechtsaktivistinnen "Afghan Women's Network" berichtet von Behinderungen der Arbeit
seiner Mitglieder bis hin zu Bedrohungen und Ubergriffen, teilweise von sehr konservativen und religiésen Kreisen (AA
9.2016).

Frauen in den afghanischen Sicherheitskraften

Polizei und Militéar sind Bereiche, in denen die Arbeit von Frauen besonders die traditionellen Geschlechterrollen
Afghanistans herausfordert. Der Fall des Taliban-Regimes brachte, wenn auch geringer als zu Beginn erwartet,
wesentliche Anderungen fir Frauen mit sich. So begannen Frauen etwa wieder zu arbeiten (BFA
Staatendokumentation 26.3.2014). Im Jahr 2016 haben mehr Frauen denn je die Militdrschule und die Polizeiakademie
absolviert (AF 7.12.2016). Das Innenministerium bemuht sich um die Einstellung von mehr Polizistinnen, allerdings
wird gerade im Sicherheitssektor immer wieder tber Gewalt gegen Frauen berichtet. Die afghanische Regierung hat
sich bei der Verbesserung der Arbeitsbedingungen von Frauen ehrgeizige Ziele gesetzt und plant u.a. in der ersten
Jahreshalfte 2016 ein Anti-Diskriminierungspaket fir Frauen im offentlichen Sektor zu verabschieden. Dieses ist
allerdings bisher noch nicht geschehen (AA 9.2016). 2.834 Polizistinnen sind derzeit bei der Polizei, dies beinhaltete
auch jene die in Ausbildung sind (USDOS 13.4.2016; vgl. auch: Sputnik News 14.6.2016). Laut Verteidigungsministerium
werden derzeit 400 Frauen in unterschiedlichen Bereichen des Verteidigungsministeriums ausgebildet: 30 sind in der
nationalen Militarakademie, 62 in der Offiziersakademie der ANA, 143 in der Malalai Militarschule und 109 Rekrutinnen

absolvieren ein Training in der Turkei (Tolonews 28.1.2017).

Im Allgemeinen verbessert sich die Situation der Frauen innerhalb der Sicherheitskrafte, bleibt aber weiterhin fragil.
Der Schutz von Frauenrechten hat in groReren stadtischen Gegenden, wie Kabul, Mazar-e Sharif und in der Provinz
Herat, moderate Fortschritte gemacht; viele landliche Gegenden sind extrem konservativ und sind aktiv gegen
Initiativen, die den Status der Frau innerhalb der Gesellschaft verandern kénnte (USDOD 6.2016).

Auch wenn die Regierung Fortschritte machte, indem sie zusatzliche Polizistinnen rekrutierte, erschweren kulturelle
Normen und Diskriminierung die Rekrutierung und den Verbleib in der Polizei (USDOS 13.4.2016).

Teilnahmeprogramme fur Frauen in den Sicherheitskraften

Initiilert wurde ein umfassendes Programm zur Popularisierung des Polizeidienstes fur Frauen (SIGAR 30.7.2016; vgl.
auch: Sputnik News 5.12.2016). Dies Programm fordert in verschiedenster Weise Moglichkeiten zur Steigerung der
Frauenrate innerhalb der ANDSF (SIGAR 30.7.2016). Das afghanische Innenministerium gewahrte im Vorjahr 5.000

Stellen fur Frauen bei der Polizei, diese Stellen sind fast alle noch immer vakant (Sputnik News 5.12.2016; vgl. auch:

SIGAR 30.7.2016). Eines der groBten Probleme ist, dass sowohl junge Madchen als auch Ehefrauen in ihren Familien
nichts selbstandig entscheiden durften (Sputnik News 5.12.2016). Die afghanische Nationalpolizei schuf zusatzlich neue
Posten fur Frauen - womit sich deren Zahl auf 5.969 erhdhte; 5.024 dieser Posten sind innerhalb der afghanischen
Nationalpolizei, 175 in Gefangnissen und Haftanstalten, sowie 770 zivile Positionen (SIGAR 30.7.2016). Im Juni 2016
verlautbarten die Behorden in Kabul, bis Marz 2017 die Polizei mit 10.000 neuen Stellen flur weibliche Polizeikrafte
aufzustocken. Die Behodrden mochten der steigenden Gewalt gegen Frauen in Afghanistan entgegentreten und
effektiver gegen die Terrorbedrohung und den Drogenhandel im Land vorgehen (Sputnik News 14.6.2016).

Seit fast einem Jahrzehnt schaffen afghanische Behodrden massiv Arbeitsstellen fir Frauen bei der Polizei und
versuchen alljahrlich den Frauenanteil zu erhéhen. Das dient vor allem dazu, den Afghaninnen Schutz zu gewahren.
Wenn Verdachtigte und mutmaliliche Verbrecher Frauen seien, werden Polizistinnen bevorzugt. Allerdings haben
Beamtinnen wegen ihres Polizeidienstes Ofter Probleme mit ihren konservativen Verwandten (Sputnik News
14.6.2016). Im Arbeitskontext sind Frauen von sexualisierter und geschlechtsspezifischer Gewalt betroffen: so sind z.
B. Polizistinnen massiven Beldstigungen und auch Gewalttaten durch Arbeitskollegen oder im direkten Umfeld
ausgesetzt (AA 9.2016; vgl. auch: Sputnik News 14.6.2016).

Strafverfolgung und Unterstitzung

Afghanistan verpflichtet sich in seiner Verfassung durch die Ratifizierung internationaler Konventionen und durch



nationale Gesetze, die Gleichberechtigung und Rechte der Frauen zu achten und zu starken. In der Praxis mangelt es
jedoch oftmals an der praktischen Umsetzung dieser Rechte (AA 9.2016). Viele Frauen sind sich ihrer in der Verfassung
garantierten, und auch gewisser vom Islam vorgegebener, Rechte nicht bewusst. Eine Verteidigung ihrer Rechte ist in
einem Land, in dem die Justiz stark konservativ-traditionell gepragt und Gberwiegend von mannlichen Richtern oder
traditionellen Stammesstrukturen bestimmt wird, nur in eingeschranktem MaBe mdglich (AA 9.2016; vgl. USDOS
13.4.2016). Staatliche Akteure aller drei Gewalten sind haufig nicht in der Lage oder auf Grund tradierter
Wertevorstellungen und nicht gewillt, Frauenrechte zu schitzen. Gesetze zum Schutz und zur Férderung der Rechte
von Frauen werden nur langsam umgesetzt. Das Personenstandsgesetz enthalt diskriminierende Vorschriften fur
Frauen, insbesondere in Bezug auf Heirat, Erbschaft und Beschrankung der Bewegungsfreiheit (AA 9.2016)

Viele Gewaltfdlle gelangen nicht vor Gericht, sondern werden durch Mediation oder Verweis auf traditionelle
Streitbeilegungsformen (Schuren und Jirgas) verhandelt. Traditionelle Streitbeilegung fuhrt oft dazu, dass Frauen ihre
Rechte, sowohl im Strafrecht als auch im zivilrechtlichen Bereich wie z. B. im Erbrecht, nicht gesetzeskonform
zugesprochen werden. Viele Frauen werden darauf verwiesen, den "Familienfrieden" durch Ruckkehr zu ihrem
Ehemann wiederherzustellen (AA 9.2016). Gleichzeitig fuhrt aber eine erhdhte Sensibilisierung auf Seiten der
afghanischen Polizei und Justiz zu einer sich langsam, aber stetig verbessernden Lage der Frauen in Afghanistan.
Insbesondere die Schaffung von auf Frauen spezialisierte Staatsanwaltschaften in einigen Provinzen, hatte positive
Auswirkungen (AA 9.2016; vgl. auch: USDOS 13.4.2016). In der patriarchalischen Gesellschaft Afghanistans trauen sich
Frauen selbst oftmals nicht, an Polizisten zu wenden (Sputnik News 14.6.2016).

Anlasslich des dritten "Symposium on Afghan Women's Empowerment" im Mai 2016 in Kabul bekraftigte die
afghanische Regierung auf hdchster Ebene den Willen zur weiteren Umsetzung. Inwieweit sich dies in das System an
sich und bis in die Provinzen fortsetzt, ist zumindest fraglich (AA 9.2016).

Das EVAW-Gesetz wurde durch ein Prasidialdekret im Jahr 2009 eingefihrt (USDOS 13.4.2016; vgl. auch: AA 9.2016; UN
Women 2016); und ist eine wichtige Grundlage fir den Kampf gegen Gewalt gegen Frauen - inklusive der weit
verbreiteten hauslichen Gewalt. Dennoch ist eine Verabschiedung des EVAW-Gesetzes durch beide
Parlamentskammern noch ausstandig und birgt die Gefahr, dass die Inhalte verwassert werden (AA 9.2016). Das
Gesetz kriminalisiert Gewalt gegen Frauen, inklusive Vergewaltigung, Korperverletzung, Zwangsverheiratung bzw.
Kinderheirat, Erniedrigung, Einschichterung und Entzug des Erbes, jedoch war die Umsetzung eingeschrankt. Im Falle
von Vergewaltigung sieht das Gesetz eine Haftstrafe von 16-20 Jahren vor. Sollte die Vergewaltigung mit dem Tod eines
Opfers enden, sieht das Gesetz die Todesstrafe fur den Tater vor. Der Straftatbestand der Vergewaltigung beinhaltet
nicht Vergewaltigung in der Ehe. Das Gesetz wurde nicht weitgehend verstanden und manche 6ffentliche und religitse
Gemeinschaften erachteten das Gesetz als unislamisch. Der politische Wille das Gesetz umzusetzen und seine
tatsachliche Anwendung ist begrenzt (USDOS 13.4.2016). Aul3erhalb der Stadte wird das EVAW-Gesetz weiterhin nur
unzureichend umgesetzt (AA 9.2016). Laut Angaben von Human Rights Watch, verabsaumte die Regierung
Verbesserungen des EVAW-Gesetzes durchzusetzen. Die Regierung verabsaumt ebenso die Verurteilung sogenannter
Moral-Verbrechen zu stoppen, bei denen Frauen, die hauslicher Gewalt und Zwangsehen entfliehen, zu Haftstrafen
verurteilt werden (HRW 27.1.2016). Die Regierung registrierte 5.406 Falle von Gewalt an Frauen, 3.715 davon wurden
unter dem EVAW-Gesetz eingebracht (USDOS 13.4.2016). Einem UNAMA-Bericht zufolge, werden 65% der Falle, die
unter dem EVAW-Gesetz eingebracht werden (tatlicher Angriff und andere schwerwiegende Misshandlungen) durch
Mediation geldst, wahrend 5% strafrechtlich verfolgt werden (HRW 27.1.2016).

Die erste EVAW-Einheit (Law on the Elimination of Violence Against Women) wurde im Jahre 2010 durch die
afghanische Generalstaatsanwaltschaft initiiert und hat ihren Sitz in Kabul (USDOS 13.4.2016). Die
Generalstaatsanwaltschaft erhdhte weiterhin die Anzahl der EVAW-Einheiten. Mit Stand September 2015 existieren sie
mittlerweile in 20 Provinzen. In anderen Provinzen wurde Staatsanwalten durch die Generalstaatsanwaltschaft Falle
zur Behandlung zugeteilt. Im Marz hielt das Buro der Generalstaatsanwaltschaft das erste nationale Treffen von EVAW-
Staatsanwalten ab, um die Kommunikation zwischen den unterschiedlichen EVAW-Einheiten in den Provinzen zu
fordern und gemeinsame Probleme zu identifizieren (USDOS 13.4.2016). Ein im April veroffentlichter Bericht der
UNAMA zu Erfahrungen von 110 rechtssuchenden Frauen im Justizsystem; zeigte, dass sich die Effektivitat der
Einheiten stark unterschied, diese aber dennoch Frauen, die Gewalt erlebt hatten, ermutigten ihre Falle zu verfolgen
(USDOS 13.4.2016; vgl. auch: UNAMA 4.2015).

Der UN-Sonderberichterstatter zu Gewalt an Frauen berichtet von Frauen in Afghanistan, die das formelle Justizsystem



als unzuganglich und korrupt bezeichnen; speziell dann wenn es um Angelegenheiten geht, die die Rechte von Frauen
betreffen - sie bevorzugen daher die Mediation (USDOS 13.4.2016).

Die unabhéangige afghanische Menschenrechtskommission (Afghanistan Independent Human Rights Commission -
AIHRC), veroffentlichte einen Bericht, der 92 Ehrenmorde auflistete (Berichtszeitraum: Marz 2014 - Marz 2015), was
eine Reduzierung von 13% gegenuber dem Vorjahr andeutete. Diesem Bericht zufolge wurden auch 67% der Taterbei
Vergewaltigung oder Ehrenmord verhaftet; 60% wurden verurteilt und bestraft (USDOS 13.4.2016).

Wenn Justizbehdrden das EVAW-Gesetz beachten, war es Frauen in manchen Fallen méglich angemessene Hilfe zu
erhalten. Staatsanwalt/innen und Richter/innen in abgelegenen Provinzen ist das EVAW-Gesetz oft unbekannt, andere
werden durch die Gemeinschaft unter Druck gesetzt um Tater freizulassen. Berichten zufolge, geben Manner, die der
Vergewaltigung bezichtigt werden, oft an, das Opfer hatte dem Geschlechtsverkehr zugestimmt, was zu "Zina"-
Anklagen gegen die Opfer fuhrt (USDOS 13.4.2016).

Im Juni 2015 hat die afghanische Regierung den Nationalen Aktionsplan fur die Umsetzung der VN-SR-Resolution 1325
auf den Weg gebracht (AA 9.2016; vgl. auch: HRW 12.1.2017). Dennoch war bis November 2016 kein finales Budget fur
den Umsetzungsplan aufgestellt worden (HRW 12.1.2017).

Gewalt an Frauen: Vergewaltigung, Ehrenverbrechen und Zwangsverheiratung

Sexualisierte und geschlechtsspezifische Gewalt ist weit verbreitet. Gewalttaten gegen Frauen und Madchen finden zu
Uber 90% innerhalb der Familienstrukturen statt. Die Gewalttaten reichen von Korperverletzungen und
Misshandlungen Uber Zwangsehen bis hin zu Vergewaltigungen und Mord (AA 9.2016). In den ersten acht Monaten des
Jahres 2016 dokumentierte die AIHRC 2.621 Falle hauslicher Gewalt - in etwa dieselbe Zahl wie im Jahr 2015; obwohl
angenommen wird, die eigentliche Zahl sei viel héher (HRW 12.1.2017). Die AIHRC berichtet von mehr als 4.250 Fallen
von Gewalt an Frauen, die in den ersten neun Monaten des afghanischen Jahres (beginnend Marz 2015) gemeldet
wurden (USDOS 13.4.2016). Diese Falle beinhalten unterschiedliche Formen von Gewalt: physische, psychische,
verbale, sexuelle und wirtschaftliche. In den ersten sechs Monaten des Berichtszeitraumes wurden 190 Frauen und
Madchen getotet; in 51 Fallen wurde der Tater verhaftet (Khaama Press 23.3.2016).

Viele Gewaltfdlle gelangen nicht vor Gericht, sondern werden durch Mediation oder Verweis auf traditionelle
Streitbeilegungsformen (Schuren und Jirgas) verhandelt. Traditionelle Streitbeilegung fuhrt oft dazu, dass Frauen ihre
Rechte sowohl im Strafrecht als auch im zivilrechtlichen Bereich wie z. B. im Erbrecht nicht gesetzeskonform
zugesprochen werden. Viele Frauen werden darauf verwiesen, den "Familienfrieden" durch Ruckkehr zu ihrem
Ehemann wiederherzustellen. Dartiber hinaus kommt immer wieder vor, dass Frauen inhaftiert werden, wenn sie z.B.
eine Straftat zur Anzeige bringen, von der Familie aus Griinden der "Ehrenrettung" angezeigt werden, Vergewaltigung
werden oder von zu Hause weglaufen (kein Straftatbestand, aber oft als Versuch der zina gewertet) (AA 9.2016).

Ehrenmorde

Ehrenmorde an Frauen werden typischerweise von einem mannlichen Familien- oder Stammesmitglied veribt (BFA
Staatendokumentation 2.7.2014). Madchen unter 18 Jahren sind auch weiterhin dem Risiko eines Ehrenmordes
ausgesetzt, wenn eine auBereheliche sexuelle Beziehung angenommen wird, wenn sie vor Zwangsverheiratung
davonlaufen oder Opfer eines sexuellen Ubergriffs werden. Die AIHRC gab bekannt, zwischen Marz 2014 und Méarz
2015 92 Ehrenmorde registriert zu haben (USDOS 13.4.2016).

Afghanische Expert/innen sind der Meinung, dass die Zahl der Mordfélle an Frauen und Madchen viel héher ist, da sie
normalerweise nicht zur Anzeige gebracht werden. Der Grund daflr ist Misstrauen in das juristische System durch
einen Grolteil der afghanischen Bevdlkerung (Khaama Press 23.3.2016).

Legales Heiratsalter:

Das Zivilgesetz Afghanistans definiert fiir Madchen 16 Jahre und fur Burschen 18 Jahre als das legale Mindestalter fur
Vermahlungen (Girls not brides 2016). Ein Madchen, welches jinger als 16 Jahre ist, kann mit der Zustimmung eines
Vormunds oder eines zustandigen Gerichtes heiraten. Die Vermahlung von Madchen unter 15 Jahren ist auch
weiterhin Gblich (USDOS 13.4.2016). Die UN und HRW schéatzen die Zahl der Zwangsehen auf 70% (USDOS 13.4.2016;
vgl. auch: AA 9.2016).

In Fallen von Gewalt oder unmenschlicher traditioneller Praktiken laufen Frauen oft von zu Hause weg, oder



verbrennen sich sogar selbst (USDOS 13.4.2016). Dartber hinaus kommt immer wieder vor, dass Frauen inhaftiert
werden, wenn sie z.B. eine Straftat zur Anzeige bringen, von der Familie aus Grinden der "Ehrenrettung" angezeigt
werden, Vergewaltigung werden oder von zu Hause weglaufen (AA 9.2016).

Frauenhauser

USDOS zahlt 28 formelle Frauenhduser- um einige Frauen vor Gewalt durch die Familien zu schiitzen, nahmen die
Behorden diese in Schutzhaft. Die Behorden wandten die Schutzhaft auch dann an, wenn es keinen Platz in
Frauenhdusern gab (USDOS 13.4.2016).

Weibliche Opfer von hduslicher Gewalt, Vergewaltigung oder Zwangsehe sind meist auf Schutzméglichkeiten
auBerhalb der Familie angewiesen, da die Familie oft (mit-)ursachlich fur die Notlage ist. Landesweit gibt es in den
groBen Stadten Frauenhduser, deren Angebot sehr oft in Anspruch genommen wird. Manche Frauen finden
vorubergehend Zuflucht, andere wiederum verbringen dort viele Jahre. Die Frauenhduser sind in der afghanischen
Gesellschaft hdchst umstritten, da immer wieder Geriichte gestreut werden, diese Hauser seien Orte flr unmoralische
Handlungen und die Frauen in Wahrheit Prostituierte. Sind Frauen erst einmal im Frauenhaus untergekommen, ist es
fur sie sehr schwer, danach wieder in ein Leben aullerhalb zurickzufinden (AA 9.2016).

Die Schwierigkeit fir eine nachhaltige Losung fur Frauen, war der soziale Vorbehalt gegen Frauenhduser, ndmlich der
Glaube, das "Weglaufen von zu Hause" sei eine ernsthafte Zuwiderhandlung gegen gesellschaftliche Sitten. Frauen, die
vergewaltigt wurden, wurden von der Gesellschaft als Ehebrecherinnen angesehen (USDOS 13.4.2016).

Berichten zufolge, wirde das MoWA, aber auch NGOs, versuchen Ehen fir Frauen zu arrangieren, die nicht zu ihren
Familien zurtckkehren konnten (USDQOS 13.4.2016).

Medizinische Versorgung - Gynakologie

Das Recht auf Familienplanung wird von wenigen Frauen genutzt. Auch wenn der weit Uberwiegende Teil der
afghanischen Frauen Kenntnisse Uber Verhitungsmethoden hat, nutzen nur etwa 22 % (Uberwiegend in den Stadten
und gebildetere Schichten) die entsprechenden Mdéglichkeiten. Viele Frauen gebaren Kinder bereits in sehr jungem
Alter (AA 9.2016).

Weibliche Genitalverstimmelung ist in Afghanistan nicht Ublich (AA 9.2016)

Zur malgeblichen Situation der Frauen in Afghanistan (Auszug aus den UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des
internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender):

"7. Frauen mit bestimmten Profilen oder unter bestimmten Bedingungen lebende Frauen

Die Regierung hat seit 2001 einige wichtige Schritte zur Verbesserung der Situation der Frauen im Land unternommen,
darunter die Aufnahme internationaler Standards zum Schutz der Rechte der Frauen in die nationale Gesetzgebung,
insbesondere durch Verabschiedung des Gesetzes Uber die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen (EVAW-Gesetz), den
Erlass von Malnahmen zur Starkung der politischen Teilhabe von Frauen und die Einrichtung eines Ministeriums fur
Frauenangelegenheiten.

Die Verbesserungen der Situation von Frauen und Madchen blieben jedoch Berichten zufolge marginal und
Afghanistan wird weiterhin als "sehr gefahrliches" Land fir Frauen und Méadchen betrachtet. Fortschritte, die in der
Vergangenheit in Hinblick auf die Menschenrechte von Frauen erzielt wurden, wurden teilweise durch die
Verschlechterung der Sicherheitslage in einigen Teilen des Landes zunichte gemacht. Die tief verwurzelte
Diskriminierung von Frauen bleibt endemisch. Berichten zufolge ist Gewalt gegen Frauen und Madchen nach wie vor
weit verbreitet und nimmt weiter zu. Es wird berichtet, dass derartige Gewaltakte Ublicherweise straflos bleiben. Fir
Frauen ist die vollstandige Wahrnehmung ihrer wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte nach wie vor mit
erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Trotz einiger Fortschritte sind Frauen uUberproportional von Armut,
Analphabetismus und schlechter Gesundheitsversorgung betroffen.

Beobachter berichten, dass Gesetze zum Schutz von Frauenrechten weiterhin nur langsam umgesetzt werden, dies
betrifft insbesondere die Umsetzung des Gesetzes Uber die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen (EVAW-Gesetz). Das
im August 2009 verabschiedete Gesetz stellt 22 gegen Frauen gerichtete gewalttatige Handlungen und schadliche
traditionelle Brauche, einschlieBlich Kinderheirat, Zwangsheirat sowie Vergewaltigung und hausliche Gewalt, unter
Strafe und legt die Bestrafung der Tater fest. Den Behdrden fehlt Berichten zufolge der politische Wille, das Gesetz



umzusetzen. Dementsprechend wird es Berichten zufolge nicht vollstandig durchgesetzt, insbesondere nicht in
landlichen Gebieten. Die Gberwiegende Mehrheit der Félle der gegen Frauen gerichteten Gewaltakte, einschlieflich
schwerer Straftaten gegen Frauen, wird immer noch nach traditionellen Streitbeilegungsmechanismen statt wie vom
Gesetz vorgesehen strafrechtlich verfolgt. UNAMA berichtet, dass sowohl die afghanische nationale Polizei (ANP) als
auch die Staatsanwaltschaften zahlreiche Falle, einschliel3lich schwerwiegender Straftaten, an jirgas und shuras zum
Zweck der Beratung oder Entscheidung weiterleiten und dadurch die Umsetzung des Gesetzes Uber die Beseitigung
der Gewalt gegen Frauen (EVAW-Gesetz) unterminieren und die Praktizierung schadlicher traditioneller Brauche
fordern. Durch Entscheidungen gemdaR diesen Mechanismen sind Frauen und Madchen der Gefahr weiterer
Schikanierung und Ausgrenzung ausgesetzt.

Das schiitische Personenstandsgesetz, das Familienangelegenheiten wie Heirat, Scheidung und Erbrecht fir Mitglieder
der schiitischen Gemeinschaft regelt, enthalt mehrere diskriminierende Bestimmungen flr Frauen, insbesondere in
Bezug auf Vormundschaft, Erbschaft, Ehen von Minderjahrigen und Beschrankungen der Bewegungsfreiheit auRerhalb
des Hauses.

Wahrend die in diesem Abschnitt beschriebenen Menschenrechtsprobleme Frauen und Madchen im gesamten Land
betreffen, gibt die Situation in Gebieten, die tatsachlich von regierungsfeindlichen Kraften (AGEs) kontrolliert werden,
Anlass zu besonderer Sorge.

Regierungsfeindliche Krafte (AGEs) haben Berichten zufolge in diesen Gebieten die Rechte von Madchen und Frauen in
schwerwiegender Weise beschnitten, darunter ihr Recht auf Bewegungsfreiheit und politische Partizipation. AuRBerdem
besteht in von regierungsfeindlichen Kraften (AGEs) kontrollierten Gebieten eine héhere Wahrscheinlichkeit, dass
Frauen besonderen Schwierigkeiten beim Zugang zur Justiz ausgesetzt sind und ihnen keine wirksamen Rechtsmittel
gegen die Verletzung ihrer Rechte zur Verfligung stehen. Die von den regierungsfeindlichen Kraften (AGEs) in den von
ihnen kontrollierten Gebieten betriebene Paralleljustiz verletzt Berichten zufolge tatsachlich regelmaRig die Rechte von
Frauen.

[18. Frauen und Manner, die vermeintlich gegen die sozialen Sitten verstoRBen

Trotz BemUhungen der Regierung, die Gleichheit der Geschlechter zu férdern, sind Frauen aufgrund bestehender
Vorurteile und traditioneller Praktiken, durch die sie marginalisiert werden, nach wie vor weit verbreiteter
gesellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher Diskriminierung ausgesetzt. Frauen, die vermeintlich soziale Normen
und Sitten verletzen, werden weiterhin gesellschaftlich stigmatisiert und allgemein diskriminiert. AuRBerdem ist ihre
Sicherheit gefahrdet. Dies gilt insbesondere fiir landliche Gebiete und fir Gebiete, die von regierungsfeindlichen
Kraften (AGEs) kontrolliert werden. Zu diesen Normen gehoéren Einschrankungen der Bewegungsfreiheit von Frauen,
wie zum Beispiel die Forderung, dass eine Frau nur in Begleitung einer ménnlichen Begleitperson in der Offentlichkeit
erscheinen darf. Frauen ohne Unterstltzung und Schutz durch Manner wie etwa Witwen sind besonders gefahrdet.
Angesichts der gesellschaftlichen Normen, die allein lebenden Frauen Beschrénkungen auferlegen, zum Beispiel in
Bezug auf ihre Bewegungsfreiheit und auf Erwerbsmoglichkeiten, sind sie kaum in der Lage zu lberleben.
Inhaftierungen aufgrund von Verletzungen des afghanischen Gewohnheitsrechts oder der Scharia betreffen Berichten
zufolge in Uberproportionaler Weise Frauen und Madchen, einschlieRlich Inhaftierung aufgrund "moralischer
Vergehen" wie beispielsweise dem Erscheinen ohne angemessene Begleitung, Ablehnung einer Heirat, aul3ereheliche
sexuelle Beziehungen (die als Ehebruch angesehen werden) und "Weglaufen von zu Hause" (einschlief3lich in
Situationen von hauslicher Gewalt). Mehr als der Halfte der in Afghanistan inhaftierten Madchen und Frauen wurden
"moralische Vergehen" zur Last gelegt. Da Anklagen aufgrund von Ehebruch und anderen "moralischen Vergehen"
Anlass zu Ehrenmorden geben kénnen, versuchen die Behdrden Berichten zufolge in einigen Fallen, die Inhaftierung
von Frauen als SchutzmaRnahmen zu rechtfertigen.

[]

In Gebieten, die sich unter der tatsachlichen Kontrolle der Taliban und anderer regierungsfeindlicher Krafte (AGEs)
befinden, besteht fir Frauen und Manner, die unmoralischer Verhaltensweisen bezichtigt werden, das Risiko, tber die
parallelen Justizstrukturen dieser regierungsfeindlichen Krafte (AGEs) zu harten Strafen, einschlieBlich zu
Auspeitschung und zum Tod, verurteilt zu werden.

Auszug aus der Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom 05.01.2018 Uber die Ehen in Afghanistan,
Registrierung und Gultigkeit



Dem Antwortschreiben des lokalen Rechtsanwalts in Kabul kann folgendes entnommen werden:

1. Laut afghanischem Zivilgesetzbuch, ist eine Ehe ein rechtsgiltiger Vertrag; sie ist dann giltig, wenn diese
ordnungsgemal’ vollzogen wurde und alle rechtlichen Voraussetzungen bei Vollzug erfullt wurden. Dies ist im
afghanischen Zivilgesetzbuch unter Paragraph 60 zusammengefasst: Eine Ehe ist ein Vertrag, der die Beziehung
zwischen Mann und Frau zum Zwecke der Familiengrindung legalisiert, dessen Rechte und Pflichten fir beide Parteien
gelten.

Eine Ehe ist dann glltig, wenn alle rechtlichen Bedingungen und Bestimmungen erflllt sind; diese sind: (1)
Willenserklarung beider Parteien (Mann und Frau) entweder personlich oder durch einen Rechtsanwalt oder einen
Vormund. (2) die Anwesenheit zweier erwachsener Zeugen und (3) keine rechtlichen Verbote/Einwande gegen eine der

Eheparteien.

Laut Paragraph 70 des Zivilgesetzbuches werden flur einen ordentlichen Ehevertrag folgende Bedingungen
festgehalten:

1. Das Angebot und die Akzeptanz der betroffenen Parteien (Mann und Frau) zum Vertrag durch einen Vormund oder

Reprasentanten muss gegeben sein
2. Anwesenheit zweier Zeugen

3. keine permanenten oder tempordren gesetzlichen Verbote gegen den Mann und/oder die Frau, die planen zu
heiraten.

Diese drei Bedingungen gelten fir alle Ehen - ganz gleich ob sie registriert sind oder nicht.
Um eine Ehe zu registrieren benétigt das Urkundegericht von den Antragsstellern:

1. Ein schriftliches Ansuchen zur Registrierung der Ehe; 2. Ausweisdokumente (Tazkira) von dem Ehemann, der Ehefrau
und den zwei Zeugen; 3. Fotos der Ehepartner und der Zeugen; 4. Die Anwesenheit der Eheparteien und der Zeugen
vor dem Urkundengericht; 5. das Bezahlen der offiziellen Gebuhr; 6. ordnungsgemal3e Vollmacht eines Anwalts, sofern
eine der beiden Parteien durch einen Anwalt vertreten wird. Weitere Schritte werden im Zuge von offiziellen Briefen
durchgefihrt.

Die Ehen kénnen am Urkundengericht registriert werden; dies ist sowohl in Kabul, als auch in anderen Provinzen
moglich.

[...]

Keine Dokumente werden bendtigt, damit eine vor dem Mullah geschlossene Ehe gultig ist. Andere rechtliche
Bestimmungen bleiben gleich:

1. die Anwesenheit beider Parteien (Ehemann und Ehefrau) oder deren Reprdsentanten - in fast allen Fallen wird die
Frau durch einen Vertreter reprdsentiert

2. Willensausdruck der Absicht beider Parteien zur Ehe

3. Einverstandnis der Parteien oder deren Reprasentant Uber die Mitgift des Mannes fur die Frau
4. Anwesenheit der Zeugen

5. Austausch/Aussprache religioser Formalitaten

6. Aufsetzen des traditionellen (nicht offiziellen) Ehevertrages

[..] Alle religiosen Minderheiten sind frei, ihre Ehen durch ihre traditionellen und religidsen Formalitaten
durchzufiihren. Wenn es um die offizielle Registrierung bei Gericht geht, dann sind die zuvor erwahnten Bedingungen
und Bestimmungen anzuwenden. Das Privatrecht gilt fur alle religiésen Sekten bei der offiziellen Eheregistrierung und

ist anzuwenden.

[...] Im Falle einer Heirat zweier afghanischer Staatsburger/inn

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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